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Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 

A. Zielsetzung 

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
24. Juni 1986 zum bundesstaatlichen Finanzausgleich, das den 
Zweiten Abschnitt des Finanzausgleichsgesetzes für verfassungs-
widrig erklärt hat, ist eine Neuregelung des Länderfinanzaus-
gleichs und der Bundesergänzungszuweisungen erforderlich. In 
diesem Zusammenhang gebietet das Urteil auch einen Nachteils-
ausgleich für jene Länder, die in der Zeitspanne von 1983 bis 1986 
zeitweise leistungsschwach nach dem in diesen Jahren geltenden 
Finanzausgleichsgesetz waren und keine Bundesergänzungszu-
weisungen erhalten haben. 

Der Gesetzentwurf soll mit Rückwirkung ab 1. Januar 1987 ent-
sprechend den Fristvorgaben des Urteils wieder einen verfas-
sungsgemäßen Zustand herstellen. 

B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält die notwendigen Änderun-
gen des Länderfinanzausgleichs und die Neufestsetzung der Bun-
desergänzungszuweisungen einschließlich des Nachteilsaus-
gleichs für die in Betracht kommenden Länder entsprechend den 
normativen Vorgaben des Urteils. 

Über die durch das Urteil zwingend gebotenen Änderungen beim 
Länderfinanzausgleich hinaus sieht der Gesetzentwurf eine ge-
wisse Intensivierung des Länderfinanzausgleichs vor, um eine in 
sich geschlossene Gesamtregelung zu erreichen. 

Andere Einzelregelungen des bisherigen Finanzausgleichsgeset-
zes, die nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts für sich 
genommen verfassungsrechtlichen Bestand haben, können in der 
bisherigen Fassung weiter gelten und sind deshalb unverändert 
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geblieben. Mit den vorgeschlagenen Änderungen wird für den 
gesamten Zweiten Abschnitt des Finanzausgleichsgesetzes wieder 
ein verfassungsgemäßer Zustand hergestellt. 

Die Umstellung auf die neue Rechtslage muß noch mit Haushalts-
wirksamkeit für 1987 erfolgen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die finanziellen Auswirkungen der zwingenden Änderungen im 
Länderfinanzausgleich ergeben sich als unmittelbare Folgerung 
aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts und sind nicht 
durch dieses Gesetz veranlaßt. 

Die ergänzenden Einzelregelungen in § 7 Abs. 3 und § 8 Abs. 5 
führen per saldo zu einer Ausweitung des Finanzausgleichsvolu-
mens um 125 Mio. DM zu Lasten der ausgleichspflichtigen Länder 
Baden-Württemberg und Hessen mit deutlichem Schwergewicht 
bei Baden-Württemberg. 

Für den Bund entstehen durch die Neuregelung der Bundesergän-
zungszuweisungen keine zusätzlichen finanziellen Auswirkun-
gen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (431) — 526 11 — Fi 61/87 
Bonn, 15. September 1987 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Achten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 579. Sitzung am 10. Juli 1987 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 er-
sichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der Zweite Abschnitt des Gesetzes über den Fi-
nanzausgleich zwischen Bund und Ländern vom 
28. August 1969 (BGBl. I S. 1432), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 19. Dezember 1985 
(BGBl. I S. 2354), gilt mit folgenden Änderungen: 

1. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 5 
Ausgleichspflichtige und ausgleichsberechtigte 

Länder 

(1) Ausgleichspflichtig sind die Länder, deren Fi-
nanzkraftmeßzahl in dem Rechnungsjahr, für das 
der Ausgleich durchgeführt wird (Ausgleichsjahr), 
ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt. 

(2) Ausgleichsberechtigt sind die Länder, deren 
Finanzkraftmeßzahl im Ausgleichsjahr ihre Aus-
gleichsmeßzahl nicht erreicht." 

2. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 6 
Finanzkraftmeßzahl, Ausgleichsmeßzahl 

(1) Die Finanzkraftmeßzahl eines Landes ist die 
Summe der Steuereinnahmen und der Einnahmen 
aus der bergrechtlichen Förderabgabe des L andes 
nach § 7 und der Steuereinnahmen seiner Gemein-
den nach § 8. 

(2) Die Ausgleichsmeßzahl eines Landes ist die 
Summe der beiden Meßzahlen, die zum Ausgleich 
der Steuereinnahmen und der Einnahmen aus der 
bergrechtlichen Förderabgabe der Länder (§ 7) 
und zum Ausgleich der Steuereinnahmen der Ge-
meinden (§ 8) getrennt festgestellt werden. Die 
Meßzahlen ergeben sich aus den auszugleichen-
den Einnahmen je Einwohner im Bundesdurch-
schnitt, vervielfacht mit der Einwohnerzahl des 
Landes; hierbei sind die nach § 9 gewerteten Ein-
wohnerzahlen zugrunde zu legen." 

3. § 7 wird wie folgt gefaßt: 

Einnahmen der Lander aus Steuern 
und Förderabgabe 

(1) Als Steuereinnahmen eines Landes gelten die 
ihm im Ausgleichsjahr zugeflossenen Einnahmen 

1. aus seinem Anteil an der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer; 

2. aus seinem Anteil an der Gewerbesteuerumlage 
nach § 6 des Gemeindefinanzreformgesetzes; 

3. aus der Vermögensteuer, der Erbschaftsteuer, 
der Kraftfahrzeugsteuer, der Biersteuer, der 
Rennwett- und Lotteriesteuer mit Ausnahme der 
Totalisatorsteuer, der Grunderwerbsteuer, der 
Feuerschutzsteuer und der Spielbankabgabe 
mit Ausnahme der Sonderabgabe und der 
Troncabgabe. 

Als Steuereinnahmen eines Landes gelten ferner 
die nach § 2 für das Ausgleichsjahr festgestellten 
Anteile an der Umsatzsteuer. 

(2) Den Einnahmen der Länder nach Absatz 1 
wird das Aufkommen aus der Förderabgabe nach 
§ 31 des Bundesberggesetzes hinzugesetzt. 

(3) Zur Abgeltung der Sonderbelastungen, die 
den Ländern Bremen, Hamburg und Niedersach-
sen aus der Unterhaltung und Erneuerung der See-
häfen Bremen, Bremerhaven, Hamburg und Em-
den erwachsen, werden von den Einnahmen nach 
den Absätzen 1 und 2 

des Landes Bremen 	75 000 000 DM, 
des Landes Hamburg 	165 000 000 DM, 
des Landes Niedersachsen 	18 000 000 DM 

abgesetzt. " 

4. § 8 Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Die nach den Absätzen 2 bis 4 errechneten 
Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den land-
und forstwirtschaftlichen Bet rieben, der Grund-
steuer von den Grundstücken und der Gewerbe-
steuer vom Ertrag und Kapital werden je für sich 
nach einem für alle Länder einheitlichen Hundert-
satz auf 60 vom Hundert des Betrages umgerech-
net, den die Gemeinden aus der Grundsteuer von 
den land- und forstwirtschaftlichen Bet rieben, aus 
der Grundsteuer von den Grundstücken sowie aus 
der Gewerbesteuer vom Ertrag und Kapital im Aus-
gleichsjahr eingenommen haben. Der Gemeinde-
anteil an der Einkommensteuer und die Gewerbe-
steuerumlage werden auf 60 vom Hundert der Be-
träge herabgesetzt, die für das Ausgleichsjahr fest-
gestellt sind. " 

5. Dem § 9 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Als Gemeinden im Sinne von Absatz 3 gel-
ten in Rheinland-Pfalz auch die Verbandsgemein-
den. " 
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6. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 10 
Bemessung der Ausgleichszuweisungen 

und der Ausgleichsbeiträge 

(1) Die Ausgleichszuweisungen der ausgleichs-
berechtigten Länder werden mit gestaffelten Hun-
dertsätzen von den Beträgen errechnet, um die ihre 
Finanzkraftmeßzahl hinter ihrer Ausgleichsmeß-
zahl zurückbleibt. Hierbei werden als Ausgleichs-
zuweisungen festgesetzt: 

1. 100 vom Hundert des Betrages, der an 92 vom 
Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt; 

2. 37,5 vom Hundert des Betrages, der von 92 bis 
100 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt. 

(2) Die Ausgleichsbeiträge der ausgleichspflich-
tigen Länder werden mit einem einheitlichen Hun-
dertsatz von den Beträgen errechnet, um die ihre 
Finanzkraftmeßzahl ihre Ausgleichsmeßzahl über-
steigt. Vorbehaltlich der Sätze 5 und 6 bleibt hier-
bei die Finanzkraft, die zwischen 100 und 102 vom 
Hundert der Ausgleichsmeßzahl liegt, außer An-
satz, und die Finanzkraft, die zwischen 102 und 
110 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl liegt, 
wird mit 70 vom Hundert angesetzt. Die 110 vom 
Hundert der Ausgleichsmeßzahl übersteigende Fi-
nanzkraft wird voll angesetzt. Der Hundertsatz von 
den ausgleichspflichtigen Beträgen wird so bemes

-

sen, daß die Summe der Ausgleichsbeiträge mit der 
Summe der Ausgleichszuweisungen überein-
stimmt. Ist die Summe der Ausgleichszuweisungen 
größer als die Summe der ausgleichspflichtigen Be-
träge nach den Sätzen 2 und 3, so ist die zwischen 
102 und 110 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl 
liegende Finanzkraft mit einem entsprechend hö-
heren Satz als 70 vom Hundert in die Ausgleichs-
pflicht einzubeziehen. Reicht auch der volle Ansatz 
der zwischen 102 und 110 vom Hundert der Aus-
gleichsmeßzahl liegenden Finanzkraft nicht aus, 
erstreckt sich die Ausgleichspflicht auch auf die 
Finanzkraft zwischen 100 und 102 vom Hundert 
der Ausgleichsmeßzahl. 

(3) Wenn die nach § 7 Abs. 1 und 2 ermittelten 
Steuereinnahmen und die Einnahmen aus der 
bergrechtlichen Förderabgabe eines ausgleichsbe-
rechtigten Landes einschließlich der nach Absatz 1 
ermittelten Ausgleichszuweisungen je  Einwohner 
unter 95 vom Hundert der durchschnittlichen Steu-
ereinnahmen und der Einnahmen aus der berg-
rechtlichen Förderabgabe der Länder liegen, so ist 
die Ausgleichszuweisung an dieses Land um den 
Fehlbetrag zu erhöhen und die Berechnung der 
Ausgleichsbeiträge der ausgleichspflichtigen Län-
der entsprechend zu berichtigen. Wenn die Steuer-
einnahmen und die Einnahmen aus der berg-
rechtlichen Förderabgabe eines ausgleichspflichti-
gen Landes nach Abzug der von ihm zu leistenden 
Ausgleichsbeiträge je Einwohner unter den durch-
schnittlichen Steuereinnahmen und den Einnah-
men aus der bergrechtlichen Förderabgabe der 
Länder liegen, so ist der Fehlbetrag von den ande-
ren ausgleichspflichtigen Ländern im Verhältnis 
ihrer Ausgleichsbeiträge zu übernehmen." 

7. § 11 a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 11 a 

Ergänzungszuweisungen des Bundes 

(1) Der Bund gewährt aus seinen Mitteln lei-
stungsschwachen Ländern jährlich Zuweisungen 
zur ergänzenden Deckung ihres allgemeinen Fi-
nanzbedarfs (Ergänzungszuweisungen) in Höhe 
von 1 775 000 000 DM nach Maßgabe der Ab-
sätze 2 bis 4. 

(2) Zum Ausgleich der Nachteile aus der Nicht-
beteiligung an den Bundesergänzungszuweisun-
gen in den Haushaltsjahren 1983 bis 1986 erhalten 
aus dem Gesamtbetrag der Zuweisungen nach Ab-
satz 1 Bremen in den Jahren 1987 und 1988 je eine 
Zahlung von 100 000 000 DM und Nordrhein

-

Westfalen im Jahre 1987 eine Zahlung von 
75 000 000 DM. 

(3) Aus dem Gesamtbetrag der Zuweisungen 
nach Absatz 1 erhalten jährlich nachstehende Län-
der folgende Vorabbeträge: 

Bremen 	 50 000 000 DM, 
Saarland 	 175 000 000 DM, 
Schleswig-Holstein 	50 000 000 DM. 

Der Vorabbetrag für das Saarland ermäßigt sich ab 
dem Jahr 1991 auf 100 000 000 DM. 

(4) Die Zuweisungen nach Absatz 1 abzüglich 
der Beträge nach den Absätzen 2 und 3 werden 
den leistungsschwachen Ländern nach Maßgabe 
ihrer nach Durchführung des Länderfinanzaus-
gleichs verbleibenden Fehlbeträge der Finanz-
kraftmeßzahlen gegenüber den Ausgleichsmeß-
zahlen gewährt. Maßgeblich sind die Finanzkraft-
verhältnisse der beiden dem Jahr der Leistung der 
Ergänzungszuweisungen vorausgehenden Jahre. 
Für das dem Jahr der Leistung vorausgehende Jahr 
wird die vorläufige Jahresabrechnung des Länder-
finanzausgleichs zugrunde gelegt. Zur Feststel-
lung der Fehlbeträge der Referenzperiode werden 
die Finanzkraftmeßzahlen, die Ausgleichsmeßzah-
len und die Ausgleichsleistungen der beiden Jahre 
zusammengefaßt. Zur Überleitung auf die Neure-
gelung der Ergänzungszuweisungen in den Jahren 
1987 und 1988 gelten die Finanzkraftverhältnisse, 
wie sie sich unter Berücksichtigung der Neurege-
lung des Länderfinanzausgleichs für die  Referenz-
jahre 1985 oder 1986 ergeben hätten. 

(5) Die Zuweisungen nach den Absätzen 1 bis 4 
sind mit je einem Viertel ihres Betrages am 
15. März, 15. Juni, 15. September und 15. Dezem-
ber fällig. 

(6) Abweichend von § 10 Abs. 3 und § 12 Abs. 1 
und 4 des Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 
19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), geändert durch 
Artikel 38 des Gesetzes vom 21. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3656), sowie § 13 Abs. 3, § 15 Abs. 1 und 
§ 17 Abs. 1 der Bundeshaushaltsordnung vom 
19. August 1969 (BGBl. I S. 1284), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 6. August 1986 
(BGBl. I S. 1275), sind die nach Absatz 1 vom Bund 
zu leistenden Ergänzungszuweisungen bei den 
Einnahmen darzustellen. " 
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Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen kann das Finanz-
ausgleichsgesetz in der sich aus diesem Gesetz erge-
benden neuen Fassung im Bundesgesetzblatt be-
kanntmachen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1987 
in Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 24. Juni 1986 (BVerfGE 72, 330ff.) zum 
bundesstaatlichen Finanzausgleich ist eine Neurege-
lung des Länderfinanzausgleichs und der Bundeser-
gänzungszuweisungen erforderlich. Ferner ist im Ur-
teil bestimmt, daß „Nachteile, welche ab dem Haus-
haltsjahr 1983 jene L ander erlitten haben, die bisher 
bei den Bundesergänzungszuweisungen entgegen 
den hierfür geltenden verfassungsrechtlichen Maß-
stäben nicht berücksichtigt wurden, bei der Neufest-
setzung der Bundesergänzungszuweisungen ange-
messen auszugleichen" sind. 

Der Gesetzgeber ist mit dem Urteil aufgefordert, „so 
schnell wie möglich den Übergang von dem jetzigen 
verfassungswidrigen in einen verfassungsgemäßen 
Zustand herzustellen". Nach Sinn und Inhalt des Ur-
teils wird der Zweite Abschnitt des Finanzausgleichs-
gesetzes als eine in sich geschlossene Regelung auf-
gefaßt, da alle Teile der Ausgleichsregelungen des 
Finanzausgleichsgesetzes „in einem gegenseitigen 
Ergänzungsverhältnis stehen". In diesem System 
kommt den Bundesergänzungszuweisungen nach der 
Verfassung eine subsidiäre Rolle zu. 

Die Anwendbarkeit des bisherigen Finanzausgleichs-
gesetzes ist zeitlich auf das Ende des Haushaltsjahres 
1986 begrenzt. Für diesen Zeitraum bleibt das bishe-
rige Recht maßgebend, da das Urteil aus Gründen der 
Rechtssicherheit, aber auch der Verläßlichkeit abge-
schlossener Tatbestände der Finanz-, Ausgaben- und 
Haushaltswirtschaft rückwirkende Eingriffe zum 
Schutze der jeweils Betroffenen ausschließt. Die über-
gangsweise Weiteranwendung des bisherigen Fi-
nanzausgleichsgesetzes im vorläufigen Vollzug für 
das Haushaltsjahr 1987 steht unter dem Vorbehalt der 
Neuregelung. Die Umstellung auf die neue Rechts-
lege muß nach Verabschiedung dieses Gesetzent-
wurfs durch entsprechende Rückabwicklungen und 
Verrechnungen noch mit Haushaltswirksamkeit für 
1987 stattfinden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält die notwendi-
gen Änderungen im Bereich des Länderfinanzaus-
gleichs und die Neufestsetzung der Bundesergän-
zungszuweisungen einschließlich des Nachteilsaus-
gleichs für bestimmte Länder entsprechend den nor-
mativen Vorgaben des Urteils. 

Zur Frage der Einwohnerwertung der Stadtstaaten 
nach § 9 Abs. 2 hat das Urteil dem Gesetzgeber auf-
gegeben, die Angemessenheit der gegenwärtigen Re-
gelung anhand verläßlicher, objektivierbarer Indika-
toren für die stadtstaatliche Besonderheit der Länder 
Bremen und Hamburg zu überprüfen und gegebenen-
falls zu korrigieren. 

Die Bundesregierung hat diese Aufforderung unver-
züglich aufgegriffen und einen entsprechenden Prü

-

fungsauftrag an das IFO-Institut für Wirtschaftsfor-
schung vergeben. Dieser Auftrag wurde innerhalb ei-
ner auf Vorschlag der Länderfinanzministerkonferenz 
eingerichteten Bund-Länder-Arbeitsgruppe abge-
stimmt; ebenso wurden die Untersuchungen des Insti-
tuts von der Arbeitsgruppe begleitet. Das Gutachten 
ist inzwischen veröffentlicht. 

Das IFO-Institut kommt unter verschiedenen Annah

-

men bei der Ableitung der Einwohnerwertung der 
Stadtstaaten zu folgenden empirischen Ergebnissen: 

- Für Hamburg wurde eine Bandbreite von 125 bis 
141 v. H., 

— für Bremen eine Bandbreite von 127 bis 143 v. H. 
ermittelt. 

Das IFO-Gutachten bestätigt damit die jetzige Ein-
wohnerwertung der Stadtstaaten von 135 v. H. als an-
gemessene Berücksichtigung der strukturellen Eigen-
art der Stadtstaaten. Die Beibehaltung der gegenwär-
tigen Einwohnerwertung ist auf dieser Grundlage an-
hand objektiver Kriterien nachvollziehbar und be-
gründet die Position der Stadtstaaten im Verhältnis zu 
den am Finanzausgleich beteiligten Flächenstaaten. 
Änderungen nach oben oder unten sind damit nicht 
geboten. 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts muß 
der Zweite Abschnitt des Finanzausgleichsgesetzes 
einen aus sich angemessenen Ausgleich der unter-
schiedlichen Finanzkraft der Länder herbeiführen. 
Über die durch das Urteil zwingend gebotenen Ände-
rungen beim Länderfinanzausgleich hinaus sieht der 
Gesetzentwurf eine gleichmäßige pauschale Anhe-
bung der Abgeltungsbeträge für Hafenlasten bei den 
bereits im bisherigen § 7 Abs. 3 genannten Ländern 
und eine stärkere Berücksichtigung der Gemeinde-
steuern in § 8 Abs. 5 vor. Diese Änderungen liegen 
auch nach dem Urteil in der Abgrenzungs- und Ge-
staltungsbefugnis des Gesetzgebers. Das Ausmaß der 
Änderungen bemißt sich nach dem Gesamtergebnis 
der Neuregelung unter Wahrung zu beachtender ver-
fassungsrechtlicher Grenzen. 

Die sonstigen Einzelregelungen des bisherigen Fi-
nanzausgleichsgesetzes, die nach dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts für sich genommen verfas-
sungsrechtlichen Bestand haben, können in der bis-
herigen Fassung weiter gelten und sind deshalb un-
verändert geblieben. Mit den vorgeschlagenen Ände-
rungen wird für den gesamten Zweiten Abschnitt des 
Finanzausgleichsgesetzes wieder ein verfassungsge-
mäßer Zustand hergestellt. 

Die veränderten Ausgleichswirkungen der Neurege-
lung werden aus einer Gegenüberstellung der Fi-
nanzkraftverhältnisse der Länder nach Länderfinanz-
ausgleich einschließlich Bundesergänzungszuwei-
sungen nachbisherigem Recht (vorläufiges Ist-Ergeb-
nis 1986) und nach neuem Recht (Schätzrechnung für 
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1987; Klammerzahlen einschließlich Nachteilsaus-
gleich) erkennbar: 

Ist 1986 
v. H. 

Schätzrechnung 1987 
v. H. 

Baden-Württemberg 	 104,6 105,2 
Hessen 	 104,2 105,0 
Hamburg 	 103,5 104,2 
Nordrhein-Westfalen 100,1 *) 99,6 	(99,8) 
Bayern 	 100,6 99,8 
Niedersachsen 	 97,5 97,4 
Rheinland-Pfalz 	 99,0 97,7 
Schleswig-Holstein . 	 98,2 98,0 
Saarland 	 100,0 102,3 
Bremen 	 98,3 99,1 	(102,5) 

Länder insgesamt 	 100,0 100,0 

') Sondereinflüsse im Jahre 1986 

II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Redaktionelle Änderung mit Rücksicht auf die volle 
Einbeziehung des Aufkommens aus der bergrechtli-
chen Förderabgabe in den Länderfinanzausgleich. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Redaktionelle Änderung mit Rücksicht auf die volle 
Einbeziehung des Aufkommens aus der bergrechtli-
chen Förderabgabe in den Länderfinanzausgleich. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die Neufassung des § 7 des Finanzausgleichsgesetzes 
stellt eine zwingende Folgerung aus dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts dar. Sie enthält im einzel-
nen 

— die Einbeziehung der Einnahmen aus der Grund-
erwerbsteuer, der Feuerschutzsteuer und der 
Spielbankabgabe in die Berechnungsgrundlagen 
des Finanzausgleichs in Absatz 1, 

— die volle Einbeziehung des Aufkommens aus der 
Förderabgabe in Absatz 2, 

— den Wegfall der Sonderlastabzüge für Schleswig

-

Holstein und das Saarland im bisherigen Ab-
satz 4. 

Zusätzlich werden die Abgeltungsbeträge für Hafen-
lasten der Länder Bremen, Hamburg und Niedersach-
sen in pauschaler Form erhöht. Die Hafenlasten erfah-
ren damit, gemessen an den Ergebnissen der Neure-
gelung und an den Veränderungsraten sonstiger Ein-
zelregelungen, eine angemessene Berücksichtigung 
im Länderfinanzausgleich, die auch die jeweils unter-
schiedliche Bedeutung der Seehäfen im Verhältnis 
zueinander weiterhin beachtet. 

Außerdem wird die Verordnungsermächtigung in Ab-
satz 3 Satz 2 bei den Sonderabgeltungsbeträgen für 
Hafenlasten zugunsten der ausschließlichen Rege-
lungsbefugnis des Gesetzgebers gestrichen. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Die Neufassung des § 8 Abs. 5 führt zu einer stärkeren 
Berücksichtigung der Gemeindesteuern, indem das 
Gemeindesteueraufkommen mit 60 vom Hundert statt 
bisher 50 vom Hundert in die Bemessungsgrundlagen 
des Finanzausgleichs Eingang findet. Die damit ver-
bundene begrenzte Intensivierung des Länderfinanz-
ausgleichs hält sich im Rahmen verfassungsrechtli-
cher Grenzen für eine Berücksichtigung der Gemein-
desteuern und zwingt in diesem Ausmaß noch nicht zu 
Folgeüberlegungen über eine Neugewichtung des Fi-
nanzbedarfs der Gemeinden im Finanzausgleichssy-
stem. Nach dem Urteil ist der materiell-rechtliche In-
halt des bisherigen § 8 insgesamt verfassungsge-
mäß. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Durch die Einfügung eines neuen Absatzes 4 in § 9 
des Finanzausgleichsgesetzes werden die Verbands-
gemeinden in Rheinland-Pfalz hinsichtlich der Ein-
wohnerwertung bei den Gemeindesteuern mit den 
Gemeinden in den übrigen Bundesländern gleichge-
stellt. Maßgebende Grundlage ist die amtliche Ab-
grenzung des Statistischen Landesamtes. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Die Neufassung des § 10 des Finanzausgleichsgeset-
zes stellt eine zwingende Folgerung aus dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts dar. Sie enthält im 
einzelnen 

— die Gewährleistung der Finanzkraft — Rangfolge 
für ausgleichspflichtige Länder durch gesetzliche 
Klarstellung der Ausgleichspflichten bei Erbrin-
gung der Ausgleichszuweisungen in Absatz 2 
Sätze 5 und 6; 

— den Wegfall der Hanseatenklausel in den bisheri-
gen Absätzen 4 bis 7. 

Gleichzeitig wurde die Vorschrift mit Rücksicht auf 
die volle Einbeziehung der Förderabgabe redaktio-
nell angepaßt. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Die Neufassung des § 11 a des Finanzausgleichsge-
setzes stellt ebenfalls eine Folgerung aus dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts dar, wonach eine 
grundsätzliche Neuordnung der Bundesergänzungs-
zuweisungen notwendig ist. Dem Urteil sind hierzu 
vom systematischen Ansatz her eine Reihe von Hin-
weisen zu entnehmen, denen mit der vorliegenden 
Neuregelung Rechnung getragen wird. 

 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/789 

In Absatz 1 ist wegen der im Urteil betonten Subsi-
diarität der Bundesergänzungszuweisungen im Ver-
hältnis zum horizontalen Länderfinanzausgleich ihr 
Volumen auf einen Festbetrag begrenzt, nachdem sie 
in der Vergangenheit weit überproportional angestie-
gen waren. Damit wird zugleich unterstrichen, daß es 
sich bei den Ergänzungszuweisungen nach der Ver-
fassung um eine Kann-Leistung des Bundes handelt, 
die auch sein finanzielles Leistungsvermögen berück-
sichtigen muß. Das Volumen der Bundesergänzungs-
zuweisungen war mit dem 7. Änderungsgesetz zum 
Finanzausgleichsgesetz vom 19. Dezember 1985 für 
das Jahr 1987 auf eine Höhe von insgesamt 1,5 vom 
Hundert des Umsatzsteueraufkommens festgelegt. 
Die insoweit maßgebliche Bestimmung des § 11 a 
Abs. 1 des bisherigen Finanzausgleichsgesetzes ist 
durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts un-
beanstandet geblieben. Nach der Steuerschätzung 
vom November 1986 würden sich die Bundesergän-
zungszuweisungen im Jahre 1987 danach auf 
1 767 Millionen DM belaufen haben. Der im Gesetz-
entwurf vorgesehene Festbetrag führt im Jahre 1987 
also nicht zu einer Verminderung der Leistungsver-
pflichtungen des Bundes. Die veränderte und diffe-
renzierte Zumessung der Bundesergänzungszuwei-
sungen an die einzelnen Empfängerländer zieht die 
gebotenen Folgerungen aus dem Urteil, das den bis-
herigen § 11 a Abs. 2 für verfassungswidrig erklärt 
hat. 

Absatz 2 regelt den Nachteilsausgleich für zurücklie-
gende Jahre. Nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts steht Ländern, die in der Zeitspanne 
von 1983 bis 1986 nach den in diesen Jahren gelten-
den Bestimmungen zeitweise leistungsschwach wa-
ren und keine Bundesergänzungszuweisungen erhal-
ten haben, ein angemessener Nachteilsausgleich zu. 

Bremen, das seit 1986 an den Bundesergänzungszu-
weisungen beteiligt wird, war auch in den Jahren 
1983 bis 1985 bereits leistungsschwach. Für diesen 
Zeitraum ist in pauschalierter Form ein angemessener 
Nachteilsausgleich zu leisten, der in zwei Jahresraten 
gezahlt werden soll. 

Nordrhein-Westfalen war nach den Kriterien des bis 
1986 anwendbaren Finanzausgleichsgesetzes nur im 
Jahre 1985 leistungsschwach, nicht dagegen in den 
Jahren 1983, 1984 und 1986. Nur für das Jahr 1985 ist 
ein Anspruch auf Nachteilsausgleich gegeben. Hier-
für wird ebenfalls eine Pauschalabgeltung vorgese-
hen. 

Absätze 3 und 4 legen die Zumessungsmaßstäbe für 
die Bundesergänzungszuweisungen fest. Das Urteil 
eröffnet hierfür die Wahlmöglichkeit zwischen einer 
allgemeinen Aufstockung der Finanzkraft finanz-
schwacher Länder oder der Berücksichtigung von 
Sonderlasten oder einer Verbindung beider Kriterien. 
Unter den Gesichtspunkten der Systemgerechtigkeit 
und Gleichbehandlung wird im Grundsatz eine Auf-
stockung der Finanzkraft als Zumessungsmaßstab 
vorgesehen. 

In enger Anlehnung an das Urteil werden daneben als 
Sondertatbestände die Kosten politischer Führung bei 
einzelnen finanzschwachen Ländern berücksichtigt, 

die für Länder mit geringer Einwohnerzahl über-
durchschnittlich hoch sein können. Dem ist in Ab-
satz 3 für die Länder Bremen, Saarland und Schles-
wig-Holstein Rechnung getragen. Es handelt sich um 
an den unterschiedlichen Gegebenheiten orientierte 
pauschale Ansätze für die kleinsten leistungsschwa-
chen Länder. Dabei ist in der Abstufung der Beträge 
mit 100 Mio. DM für das Saarland und 50 Mio. DM für 
Schleswig-Holstein berücksichtigt, daß die überpro-
portionale Belastung bei den beiden Ländern unter-
schiedlich zu veranschlagen ist. Bei Bremen ist ein 
Grundansatz der Kosten politischer Führung bereits 
mit der Einwohnerwertung nach § 9 Abs. 2 erfaßt und 
abgedeckt. Der zusätzliche Vorabbetrag an Bundes-
ergänzungszuweisungen dient in dieser Höhe zum 
Spitzenausgleich der besonderen überproportionalen 
Belastung des kleinsten Gliedstaates mit diesen Ko-
sten. 

Als notwendige Voraussetzung für die Entfaltung der 
Eigenstaatlichkeit und die Wahrnahme der Aufgaben 
im Bund bilden die Kosten für politische Führung bei 
den kleinsten Gliedstaaten einen klar abgrenzbaren 
Sondertatbestand, der eine Sonderbehandlung der 
genannten Länder im Rahmen der Bundesergän-
zungszuweisungen rechtfertigt. Dieser auch im Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts herausgestellte Son-
dertatbestand ist sonstigen sachpolitisch bestimmten 
Sonderlasten anderer leistungsschwacher Länder 
nicht vergleichbar. 

Für das Saarland ist darüber hinaus von der im Urteil 
aufgezeigten Ausnahme Gebrauch gemacht, mit ei-
nem Sonderbetrag der besonders ungünstigen Haus-
haltssituation des Landes Rechnung zu tragen. Die 
besondere Haushaltssituation drückt sich in Dek-
kungs-, Kreditfinanzierungs- und Zinslastquoten aus, 
die deutlich schlechter sind als bei den anderen Län-
dern. Das Saarland weist seit 1979 in ununterbroche-
ner Folge eine Haushaltsunterdeckung, d. h. eine an 

 sich verfassungswidrig überhöhte Kreditaufnahme, 
aus. In dieser Situation besteht nicht die Aussicht, daß 
aus eigener Kraft wieder der Anschluß an eine „nor-
male" Haushaltsentwicklung, jedenfalls auf dem Ni-
veau anderer leistungsschwacher Länder, gefunden 
werden kann Deshalb erscheint nach dem hündi-
schen Prinzip eine bef ristete Haushaltshilfe im Rah-
men der Bundesergänzungszuweisungen geboten, 
nachdem das auch im Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts als vorrangig eingestufte Instrument des Arti-
kels 104 a Abs. 4 GG bereits zum Einsatz gekommen 
ist. 

Für Bremen, das in den zurückliegenden Jahren in 
seinen finanzwirtschaftlichen Kennziffern ein dem 
Saarland vergleichbares ungünstiges Bild der Haus-
haltssituation aufwies, ist nach dem Inhalt der Neure-
gelung des Finanzausgleichs eine Haushaltshilfe 
nicht möglich. Die Erhöhung des Abgeltungsbetrages 
für Hafenlasten, die Berücksichtigung der Kosten po-
litischer Führung sowie der in den nächsten Jahren 
wirksam werdende Nachteilsausgleich führen zusam-
mengenommen zu Haushaltserleichterungen für Bre-
men, die eine ohnehin nur unter engsten Vorausset-
zungen zu sehende zusätzliche Ausnahmeregelung 
nicht mehr als im Sinne des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts unabweisbar erscheinen lassen. 
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Als allgemeiner Verteilungsschlüssel für die Bundes-
ergänzungszuweisungen ist in Absatz 4 ein Fehlbe-
tragsmaßstab vorgesehen, der die Finanzkraft finanz-
schwacher Länder im Verhältnis ihrer nach Länderfi-
nanzausgleich verbleibenden Fehlbeträge zur länder-
durchschnittlichen Finanzkraft anhebt. Die Bezugsbe-
rechtigung für Bundesergänzungszuweisungen wird 
für jedes Jahr anhand einer Referenzperiode festge-
stellt, die die beiden dem Jahr der Leistung vorausge-
henden Jahre umfaßt. Die Basis für die Gewährung 
der Ergänzungszuweisungen bilden damit die end-
gültigen Ist-Ergebnisse im Länderfinanzausgleich des 
jeweils vorletzten und die vorläufigen Ist-Ergebnisse 
des letzten Jahres vor dem Jahr der Leistung. So ist für 
die Bundesergänzungszuweisungen ein zeitnaher 
gleitender Bezugspunkt geschaffen, der an die jeweils 
aktuellen Finanzkraftverhältnisse anknüpft. 

Aufgrund der Referenzperiode — umgerechnet auf 
die neue Rechtslage — ergibt sich für die leistungs-
schwachen Länder im Jahre 1987 ohne Anrechnung 
der Vorabbeträge und des Nachteilsausgleichs fol-
gende Zumessung an Bundesergänzungszuweisun-
gen: 

Nordrhein-Westfalen 	ca. 127 Mio. DM 
Bayern 	 ca. 25 Mio. DM 
Niedersachsen 	 ca. 548 Mio. DM 
Rheinland-Pfalz 	 ca. 242 Mio. DM 
Schleswig-Holstein 	 ca. 221 Mio. DM 
Saarland 	 ca. 89 Mio. DM 
Bremen 	 ca. 73 Mio. DM 

insgesamt 
nach Fehlbetragsmaßstab 	1 325 Mio. DM 

Die Gewährung der Bundesergänzungszuweisungen 
wird für jedes Folgejahr anhand der neuen Referenz-
periode aktualisiert. 

In Absatz 5 sind für die Auszahlung der Bundesergän-
zungszuweisungen wie bisher Quartalsraten vorgese-
hen. 

Die Art  der Veranschlagung der Bundesergänzungs-
zuweisungen im Bundeshaushalt nach Absatz 6 ent-
spricht der bisherigen Regelung. Die Vorschrift wurde 
redaktionell angepaßt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel enthält eine Neubekanntmachungser-
laubnis für den Bundesminister der Finanzen, um die 
Übersichtlichkeit der neuen Gesamtregelung zu ge-
währleisten. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin -Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift regelt das rückwirkende Inkrafttre-
ten. 

III. Finanzielle Auswirkungen 

Die finanziellen Auswirkungen der zwingenden Än-
derungen im Länderfinanzausgleich ergeben sich als 
unmittelbare Folgerung aus dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts. Sie sind nicht durch dieses Ge-
setz veranlaßt. 

Die ergänzenden Einzelregelungen in § 7 Abs. 3 und 
in § 8 Abs. 5 führen durch die damit verbundene Ver-
änderung der Ausgleichspositionen aller Länder per 
saldo zu einer Ausweitung des Finanzausgleichsvolu-
mens um 125 Mio. DM zu Lasten der ausgleichspflich-
tigen Länder Baden-Württemberg und Hessen mit 
deutlichem Schwergewicht bei Baden-Württemberg. 

Für den Bund entstehen durch die Neuregelung der 
Bundesergänzungszuweisungen keine zusätzlichen 
finanziellen Auswirkungen. 

Dieses Gesetz hat keine Auswirkungen auf Einzel-
preise und das Preisniveau. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 579. Sitzung am 10. Juli 
1987 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes be-
schlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu 
nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 7 Abs. 3) 

In Artikel 1 Nr. 3 wird § 7 Abs. 3 wie folgt ge-
faßt: 

„(3) Zur Abgeltung der Sonderbelastungen, die 
den Ländern Bremen und Hamburg aus der Un-
terhaltung und Erneuerung der Seehäfen Bre-
men, Bremerhaven und Hamburg erwachsen, 
werden von den Einnahmen nach den Absätzen 1 
und 2 

— des Landes Bremen 	90 000 000 DM, 

— des Landes Hamburg 	142 000 000 DM 

abgesetzt. " 

Begründung 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 24. Juni 1986 (Seite 90) bleibt die ausnahms-
weise Berücksichtigung von Sonderbelastungen 
aus der Unterhaltung und Erneuerung von Seehä-
fen als traditioneller Bestandteil der Regelung des 
Finanzausgleichs zwischen den Ländern im Rah-
men der Gestaltungs- und Abgrenzungsbefugnis 
des Gesetzgebers. 

Aus dem Ausnahmecharakter der zugelassenen 
Abzugsmöglichkeit folgt, daß eine enge Begren-
zung vorzunehmen ist. 

Der Ansatz von Sonderbelastungen aus dem Be-
trieb und der Unterhaltung von Seehäfen kommt 
nur für die überregional und national bedeutsa-
men Häfen Hamburg und Bremen in Betracht. 
Berücksichtigt werden die Nettoausgaben für 
Baumaßnahmen und die Nettobelastungen des 
Betriebes je zu 50 v. H. 

Mit dem hälftigen Ansatz der gesamten Nettoko-
sten wird berücksichtigt, daß nur ein Teil des über 
die Seehäfen laufenden Außenhandels über die 
Grenzen der Länder reicht, in denen die Häfen 
belegen sind. Nur insoweit sind ausgleichsrele-
vante Mehraufwendungen zugunsten der übri-
gen am Finanzausgleich teilnehmenden Länder 
gegeben. 

Außerdem trägt der Abschlag dem Umstand 
Rechnung, daß die Abgrenzung der Hafenlasten 
von allgemeinen Haushaltsbelastungen mit Unsi-
cherheiten und Interpretationsschwierigkeiten 
verbunden ist. 

Von den durchschnittlichen Aufwendungen für 
den Zeitraum 1981 bis 1985 sind folgende Be träge 
zu berücksichtigen: 

Bremen 
Mio. DM 

Hamburg 
Mio. DM 

Aufwand 
für Baumaßnahmen . . 83 130 
Aufwand für lfd. Unter- 
haltung und Betrieb 	 96 153 

zusammen 	 179 283 
Ansatz 50 v. H. 
gerundet 	 90 142 

Die Ausnahmeregelung von dem generellen Ver-
bot einer Sonderlastenberücksichtigung im Län-
derfinanzausgleich sollte auf die Hafenlasten der 
Stadtstaaten Bremen und Hamburg begrenzt blei-
ben. 

Das Gericht hat zwar auch die mit dem Länder-
finanzausgleichsgesetz 1958 beschlossene Einbe-
ziehung des „inzwischen ebenfalls (nach Bremen 
und Hamburg) zu einem relevanten Seehafen ge-
wordenen Hafens Emden" nicht beanstandet. Im 
Seehafen Emden wurden im Durchschnitt der 
Jahre 1955 bis 1957 rd. 13 v. H. des Seegüterum-
schlags aller bundesdeutschen Seehäfen abge-
wickelt, im nächstgrößten Seehafen Lübeck nur 
rd. 4,7 v. H. Bestimmt man die Relevanz eines 
Seehafens nach der Bedeutung seines gewicht-
mäßigen Seegüterumschlags im bundesdeut-
schen Vergleich, dann kann — nach den Maßstä-
ben, die das Gericht den Tatbeständen der Jahre 
vor 1958 entnommen hat — Emden mit derzeit rd. 
2,6 v. H.-Beteiligung am bundesdeutschen Um-
schlag nicht mehr als relevanter Seehafen gel-
ten. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 7 Abs. 3) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren eine Einbeziehung der Sonder-
belastungen aus der Unterhaltung und Erneue-
rung der Seehäfen in Niedersachsen und Schles-
wig-Holstein auf der Grundlage der Empfehlun-
gen des Bundesrates zu prüfen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 8 Abs. 5) 

In Artikel 1 wird Nummer 4 gestrichen. 

Begründung 

Die Einbeziehung der Gemeindesteuern zu 
50 v. H. in den Länderfinanzausgleich war Ergeb-
nis der Finanzreform 1969 und entsprach dem ver-
fassungsrechtlichen Erfordernis des Artikels 107 
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Abs. 2 GG hinsichtlich einer angemessenen Be-
rücksichtigung. Jede Veränderung dieser Grö-
ßenordnung muß daher finanzverfassungsrecht-
lich einwandfrei begründet werden. Die vorlie-
gende Gesetzesbegründung enthält insoweit 
keine stichhaltigen Gründe für eine stärkere Her-
anziehung der Lander mit finanzstarken Gemein-
den. 
Weder enthält das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts eine rechtliche Verpflichtung zu einer 
stärkeren Berücksichtigung der Gemeindesteu -

ern, noch ist diese aus anderen Gründen verf as-
sungsrechtlich geboten. 
Ziel des Länderfinanzausgleichs ist nach Arti-
kel 107 Abs. 2 Satz 1 GG ein Ausgleich der Fi-
nanzkraft der Länder — nach dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts die Steuern und sonstigen 
ausgleichsrelevanten Einnahmen der Länder —, 
nicht der Steuereinnahmen der Gemeinden. 
Finanzkraft und Finanzbedarf der Gemeinden 
sind lediglich beim angemessenen Ausgleich die-
ser Ländereinnahmen zu berücksichtigen; sie 
selbst können daher nicht ausgeglichen werden. 
Diese verfassungsrechtlichen Bedenken, die einer 
stärkeren Berücksichtigung entgegenstehen, las-
sen sich wie folgt konkretisieren: 

— Die Länder — außer den Stadtstaaten — ha-
ben kein Zugriffsrecht auf die Steuereinnah-
men der Gemeinden. Die Gemeinden können 
nach Artikel 106 Abs. 6 GG die Realsteuerhe-
besätze festsetzen und damit die Höhe ihrer 
Steuereinnahmen weitgehend selbst bestim-
men, ohne daß die Länder darauf einen Einfluß 
haben. Bei unmittelbarer Einbeziehung der 
Gemeindesteuern in den Finanzausgleich 
würden die Gemeinden eine ihnen nicht zu-
kommende Einflußmöglichkeit auf den Um-
fang des Finanzausgleichs gewinnen. Die Fi-
nanzkraft der Gemeinden ist von derjenigen 
der Länder abzuheben, weil die Einnahmen 
der Gemeinden die Finanzkraft der Länder al-
lenfalls mittelbar stärken. Deshalb kann die 
Finanzkraft der Gemeinden den Ländern zwar 
an-, aber nicht zugerechnet werden („berück-
sichtigen"). 

— Mit der Forderung nach Berücksichtigung von 
Finanzkraft und Finanzbedarf der Gemeinden 
wird bereits im Grundgesetz eine Wechselbe-
ziehung zwischen diesen beiden Merkmalen 
hergestellt. Die Wechselbeziehung ist darin 
begründet, daß hohen Realsteuereinnahmen 
der Gemeinden entsprechend hohe Ausgaben, 
insbesondere zur Stärkung und Sicherung der 
Infrastruktur, gegenüberstehen und diese 
Mehrausgaben vielfach erst die Vorausset-
zung für die überdurchschnittlich hohen Ein-
nahmen bilden. Deshalb ist bereits hier ein 
werbungskostenähnlicher Abzug in Höhe von 
50 v. H. gerechtfertigt. 

— Eine über den bisherigen Umfang hinausge-
hende Einbeziehung der kommunalen Finanz-
kraft in den Länderfinanzausgleich würde 
auch eine verstärkte und auf die einzelne Ge-
meinde abgestellte Berücksichtigung des Fi

-

nanzbedarfs bedingen. Damit würden alle in 
den kommunalen Finanzausgleichen auftre-
tenden Probleme der Bedarfsermittlung und 
-bemessung in den Länderfinanzausgleich 
übertragen. 

— Eine über den bisherigen Umfang hinausge-
hende Anrechnung der Finanzkraft der Ge-
meinden würde im Ergebnis auf eine Nivellie-
rung der Gemeindesteuerkraft auf Bundes-
ebene hinauslaufen, d. h. auf einen kommuna-
len Finanzausgleich über die Ländergrenzen 
hinweg. Dem stehen auch die Verfassungen 
der Länder entgegen. 

Im übrigen wird bei Anrechnung der im Rah-
men des kommunalen Finanzausgleichs den 
Gemeinden zufließenden de rivativen Einnah-
men, die voll im Länderfinanzausgleich be-
rücksichtigt sind, ein Anrechnungssatz der 
kommunalen Finanzkraft erreicht, der bereits 
jetzt bei rund 60 bis 70 v. H. (z. B. Baden-Würt-
temberg 71 v. H., Hessen 66,3 v. H.) liegt. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 9 Abs. 4) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob der Gesetzentwurf 
wie folgt ergänzt werden sollte: 

,In § 9 Abs. 4 sind nach dem Wort ,,Verbandsge-
meinden” die Worte „und in Schleswig-Holstein 
auch die Ämter" einzufügen.' 

Begründung 

— In Schleswig-Holstein gibt es Ämter als Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts, die aus 
Gemeinden desselben Kreises bestehen, die 
der Stärkung der Selbstverwaltung der amts-
angehörigen Gemeinden dienen und die als 
Träger von Aufgaben der öffentlichen Verwal-
tung an die Stelle der amtsangehörigen Ge-
meinden treten. Die Ämter müssen auch im 
Sinne des Finanzausgleichsgesetzes als Ge-
meinden angesehen werden, da sie nach den 
Beschlüssen der Gemeinden die Selbstverwal-
tungsaufgaben der amtsangehörigen Gemein-
den durchführen. 

— Der Gleichstellung der schleswig-holsteini-
schen Ämter mit den Verbandsgemeinden in 
Rheinland-Pfalz steht nicht entgegen, daß dort 
die Bürger der betreffenden Gemeinden Mit-
glieder der Körperschaft sind und in Schles-
wig-Holstein die beteiligten Gemeinden als ju-
ristische Personen Mitglieder sind und einen 
Zweckverband bilden. Grund für die Gleich-
stellung ist vielmehr die gleiche Aufgaben-
wahrnehmung für eine Mehrzahl von Gemein-
den. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 9 Abs. 4) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob der Gesetzentwurf 
wie folgt ergänzt werden sollte: 

,§ 9 Abs. 4 ist wie folgt zu ergänzen: 

,,..., sowie in Niedersachsen auch die Samtge-
meinden. "' 
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Begründung 

Die niedersächsischen Samtgemeinden sind frei-
willige Zusammenschlüsse von einzelnen Ge-
meinden, um ihre Verwaltungskraft zu stärken. 
Die Bildung erfolgt durch Satzungsbeschluß der 
Mitgliedsgemeinden. Der Beschluß ist von der 
Aufsichtsbehörde zu genehmigen. 

Nach Inkrafttreten kann die Satzung nur noch 
vom Samtgemeinderat geändert werden. Der 
Austritt einer Mitgliedsgemeinde ist zwar mög-
lich, bedarf aber der Zustimmung des Samtge-
meinderates. 

Samtgemeinden sind öffentlich-rechtliche Kör-
perschaften mit dem Recht der Selbstverwaltung. 
An der Spitze des Samtgemeinderates steht der 
Samtgemeindebürgermeister. Die Verwaltung 
der Samtgemeinde leitet der Samtgemeindedi-
rektor entsprechend dem dualen System. 

Die Samtgemeinden besitzen Dienstherrenfähig-
keit. Die Vorschriften der Niedersächsischen Ge-
meindeordnung über kreisangehörige Gemein-
den gelten für Samtgemeinden sinngemäß. Die 
Samtgemeinden unterliegen der Aufsicht wie 
kreisangehörige Gemeinden. Sie werden im kom-
munalen Finanzausgleich behandelt wie Ein-
heitsgemeinden. Das heißt, die Mitgliedsgemein-
den von Samtgemeinden werden im Rahmen der 
kommunalen Einwohnerbewertung des KFA 
nicht gesondert gewertet. Die Aufgaben der 
Samtgemeinde umfassen: 

— Aufstellung des Flächennutzungsplanes, 

Trägerschaft öffentlicher Schulen und anderer 
Bildungseinrichtungen sowie von Sportstät-
ten, 

— Bau und Unterhaltung von Gemeindeverbin-
dungsstraßen, 

— Erlaß von Satzungen mit Anschluß- und Benut-
zungszwang (z. B. Kanalisation, Abfall, Was-
serversorgung, Reinigung, Fernwärme, Fried-
hofswesen, Nutzung von Schlachthöfen), 

— Antragstelle der Bürger für alle Verwaltungs-
angelegenheiten, 

— Aufgaben nach dem Niedersächsischen 
Brandschutzgesetz, 

— für alle ihnen durch Satzung übertragenen 
Aufgaben des eigenen Wirkungskreises der 
Mitgliedsgemeinden, 

— alle Aufgaben des übertragenen Wirkungs-
kreises der Mitgliedsgemeinden. 

Die Samtgemeinden führen die Kassengeschäfte 
ihrer Mitgliedsgemeinden. Sie veranlagen und er-
heben für diese die Gemeindeabgaben. Die Samt-
gemeinden können eigene Gebühren und Bei-
träge nach den Vorschriften der NGO erheben; 
ebenso eine Umlage von den Mitgliedsgemein-
den. Sie sind Empfänger der Zuweisungen im 
KFA. 

Von 142 Samtgemeinden in Niedersachsen ha-
ben acht weniger als 5 000 Einwohner, 88 weni-
ger als 10 000, 45 weniger als 20 000 und eine 
mehr als 20 000. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 11 a Abs. 1) 

In Artikel 1 Nr. 7 wird § 11 a Abs. 1 wie folgt ge-
faßt: 

„ (1) Der Bund gewährt leistungsschwachen 
Ländern jährlich Zuweisungen zur ergänzenden 
Deckung ihres allgemeinen Finanzbedarfs (Er-
gänzungszuweisungen) in Höhe von insgesamt 
1,5 vom Hundert des Umsatzsteueraufkommens 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4." 

Begründung 
Das Grundgesetz enthält keine volumensmäßige 
Begrenzung für die Bundesergänzungszuweisun-
gen. Auch aus dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts lassen sich keine finanzausgleichssyste-
matischen Gründe für eine statische Begrenzung 
ihres Gesamtvolumens zum jetzigen Zeitpunkt 
ablesen. Im Gegenteil; das Bundesverfassungsge-
richt hat die qualitative Bedeutung der Bundeser-
gänzungszuweisungen in Korrelation zum Län-
derfinanzausgleich hervorgehoben, die in einer 
— auch größenmäßig relevanten — Bedienungs-
pflicht enden kann. Die ergänzende Funktion der 
Bundesergänzungszuweisungen genießt gegen-
über der Notwendigkeit einer Berücksichtigung 
von Sonderlasten oder einer Haushaltsnotlage 
keinen Vorrang. Vorrang muß nach den Formulie-
rungen und Intentionen des Bundesverfassungs-
gerichts die Erhaltung der Eigenstaatlichkeit ein-
zelner Länder haben. 

In einem Zeitpunkt verstärkten Auseinanderdrif-
tens der Finanzkraftverhältnisse in den Ländern 
wird es für die Solidargemeinschaft der L ander 
immer schwieriger, den Zuweisungsbedarf für fi-
nanzschwache Länder aufzubringen. Dies vor al-
lem deshalb, weil die Solidargemeinschaft auf der 
Zahlerseite nur aus drei von insgesamt zehn am 
Finanzausgleich beteiligten Ländern besteht. In 
einer solchen Situation darf sich der Bund durch 
eine Plafondierung der Bundesergänzungszuwei-
sungen nicht zu Lasten der Zahlerländer aus sei-
ner gesamtstaatlichen Verantwortung für die fi-
nanzschwachen Länder zurückziehen. Dies gilt 
vor allem auch angesichts der Notwendigkeit ei-
ner Finanzierung der vom Bundesverfassungsge-
richt vorgegebenen Vorabbeträge und Nachteils-
ausgleichsbeträge aus dem Gesamtvolumen der 
Bundesergänzungszuweisungen. 

Darüber hinaus führt die im Gesetzentwurf vorge-
sehene Festschreibung des Volumens der Bun-
desergänzungszuweisungen dazu, daß der Bund 
in den kommenden vier Jahren zu seinen Gunsten 
und zu Lasten der finanzschwachen Länder Be-
träge von insgesamt rd. 800 Mio. DM umschich-
tet. Diese Verknüpfung von Entlastungszielen des 
Bundes aus dem Bereich des Artikels 106 Abs. 4 
GG mit der Neuregelung des Länderfinanzaus-
gleichs nach Artikel 107 GG ist unzulässig. 

Die Beibehaltung der bisherigen Regelung zur 
Begrenzung des Bundesergänzungszuweisungs-
Gesamtvolumens auf 1,5 v. H. des Umsatzsteuer-
aufkommens ist daher geboten. 
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7. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 11 a Abs. 1 und 2) 

Der Bundesrat forde rt  die Bundesregierung auf, 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren ihre Bereit-
schaft zu bekunden und alle Vorbereitungen zu 
treffen, den Nachteilsausgleich für die Länder 
Bremen und Nordrhein-Westfalen aus zusätzli-
chen Bundesmitteln zu leisten. 

Begründung 
Die Leistung des Nachteilsausgleichs an die Län-
der Bremen und Nordrhein-Westfalen darf das 
Volumen der den leistungsschwachen Ländern 
gewährten Bundesergänzungszuweisungen nicht 
schmälern. Keineswegs folgt aus dem Urteil, daß 
Zusatzleistungen des Bundes für diesen Zweck 
nicht in Betracht kommen. Der Urteilsspruch, daß 
der Nachteilsausgleich „bei der Neufestsetzung 
der Bundesergänzungszuweisungen" erfolgen 
soll, schließt nicht aus, daß der Bund, der die ver-
fassungswidrige Verteilung seiner Ergänzungs-
zuweisungen ab dem Haushaltsjahr 1983 maß-
geblich zu verantworten hat, diesen Ausgleich 
aus zusätzlichen Mitteln leistet. 
Die Konstruktion des Nachteilsausgleichs als ei-
nes Vorabzugsbetrages vom Volumen der Bun-
desergänzungszuweisungen ist zudem aus-
gleichssystematisch verfehlt: Sie legt den benach-
teiligten Ländern Bremen und Nordrhein-Westfa-
len auf, den Ausgleich ihrer erlittenen Nachteile 
mitzufinanzieren und belastet einige leistungs-
schwache Länder im Verhältnis zu anderen un-
verhältnismäßig hoch. 
Auch auf der Grundlage des vom Bundesverf as-
sungsgericht wiederholt herangezogenen „hün-
dischen Prinzips des Einstehens füreinander" hält 
es der Bundesrat für unverzichtbar, daß der Bund 
diesen Ausgleich aus zusätzlichen Mitteln leistet 
und nicht den leistungsschwachen Ländern in 
den Jahren 1987 und 1988 ein Sonderopfer abver-
langt. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 11 a) 

Der Bundesrat stellt fest, daß die Höhe der Bun-
desergänzungszuweisungen wegen der stärker 
gewordenen finanziellen Ungleichgewichte zwi-
schen den Ländern nicht mehr ausreicht, um in 
Verbindung mit dem horizontalen Finanzaus-
gleich einen angemessenen Ausgleich zwischen 
finanzstärkeren und finanzschwächeren Ländern 
herbeizuführen. 

Daher erwartet der Bundesrat, daß der Bund die 
Bundesergänzungszuweisungen ab 1. Januar 
1988 von 1,5 v. H. auf 2 v. H. des Umsatzsteu-
eraufkommens erhöht. Die Verteilung der Bun-
desergänzungszuweisungen auf die finanzschwä-
cheren Länder soll im weiteren Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens geregelt werden, sobald 
über die Erhöhung der Bundesergänzungszuwei-
sungen Einigkeit zwischen Bund und Ländern er-
zielt ist. 

Der Bundesrat geht dabei davon aus, daß der 
Bund seine Mehrleistung an Bundesergänzungs-
zuweisungen der Ländergesamtheit nicht bei an-
deren Verteilungsregelungen zwischen Bund und 
Ländern gegenrechnet. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 11 a Abs. 3) 

In Artikel 1 Nr. 7 wird § 11 a Abs. 3 wie folgt ge-
faßt: 
„(3) Ein leistungsschwaches Land, dessen Zins-

ausgaben im Verhältnis zu den Steuereinnahmen 
den entsprechenden Durchschnitt der Länder um 
mehr als 100 v. H. übersteigen, erhält einen Vor-
abbetrag wegen einer Haushaltsnotlage. Maßge-
bend für die Feststellung des Anspruchs sind die 
Verhältnisse in dem Jahr, das der Leistung des 
Vorabbetrages vorausgeht. Für die Stadtstaaten 
gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß Vergleichsmaß-
stab der Durchschnitt der Länder einschließlich 
der Gemeinden und Gemeindeverbände ist. Als 
Vorabbeträge werden insgesamt bis zu 
250 000 000 DM gewährt. Sie werden im Verhält-
nis der Einwohnerzahlen am 1. Januar 1987 ver-
teilt und für die Dauer eines Finanzplanungszeit-
raumes geleistet. Unter Berücksichtigung der 
Voraussetzungen nach den Sätzen 1 bis 5 erhal-
ten für die Jahre 1987 bis 1991 das Saarland je-
weils 154 000 000 DM und Bremen 96 000 000 
DM." 

Begründung 
Eine existenzbedrohende Haushaltsnotlage, wie 
sie auch vom Bundesverfassungsgericht als Aus-
nahmesituation genannt wurde, rechtfertigt die 
Gewährung von Vorabbeträgen. Diese Ausnah-
mesituation wird dann als gegeben angesehen, 
wenn im Jahr vor der erstmaligen Gewährung von 
Vorabbeträgen die Zins-Steuer-Quote eines Lan-
des mehr als doppelt so hoch liegt wie der Länder-
durchschnitt. Für die Stadtstaaten ist die Ver-
gleichsbasis um die Kommunen zu erweitern, da 
eine Zins-Steuer-Quote für deren Landesbereich 
nicht festgestellt werden kann. 
Die Anspruchsvoraussetzungen treffen gegen-
wärtig für das Saarland und die Freie Hansestadt 
Bremen zu. 
Bei der Bemessung des Höchstbetrages für Vor-
ableistungen ist zu berücksichtigen, daß aus dem 
begrenzten Volumen der Bundesergänzungszu-
weisungen auch den übrigen leistungsschwachen 
Ländern angemessene Anteile verbleiben müs-
sen. 
Für die Verteilung der Vorabbeträge zwischen 
den berechtigten Ländern wird das Verhältnis der 
Einwohnerzahlen zu Beginn des Bezugszeitraums 
gewählt; das Ergebnis wird auf volle Mio. DM 
gerundet. Mit diesem Verteilungsmaßstab wird 
ausgeschlossen, daß die gewährten Leistungen 
einen Anreiz zu weiterer Schuldaufnahme bieten 
können, wie dies etwa bei einer prozentualen Bin-
dung an die Zinsausgaben der Fall sein könnte. 
Das BVerfG hat einschränkend festgestellt (S. 80 
des Urteils), daß es Eigenständigkeit und politi-
sche Autonomie mit sich bringen, daß die Länder 
für haushaltspolitische Folgen ihrer politischen 
Entscheidungen einzustehen haben. Die Vertei-
lung der Vorabbeträge richtet sich daher nach 
dem politisch nicht beeinflußbaren Kriterium der 
Einwohnerzahl. 
Die zeitliche Befristung auf fünf Jahre, d. h. die 
Dauer eines Finanzplanungszeitraums, macht 
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den vorübergehenden Charakter der Hilfe für die 
Haushaltsnotlage deutlich. 
Der gewährte finanzielle Spielraum soll von den 
empfangsberechtigten Ländern genutzt werden, 
durch politische Entscheidungen innerhalb des 
Begünstigungszeitraumes eine Verbesserung der 
Finanzlage zu erreichen, die den Wegfall der Vor-
abbeträge ausgleicht. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 11 a) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob der Gesamtvorab-
betrag zur Berücksichtigung von Haushaltsnotla-
gen statt eines Festbetrages als Quote in Höhe von 
15 v. H. des Gesamtvolumens der Bundesergän-
zungszuweisungen ausgestaltet werden kann. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 11 a Abs. 3) 

In Artikel 1 Nr. 7 wird § 11 a Abs. 3 folgender Satz 
angefügt: 
„Die Vorabbeträge für Bremen und das Saarland 
werden im Jahr 1991 einer Überprüfung unterzo-
gen. " 

12. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 11 a Abs. 3) 

Der Bundesrat forde rt  die Bundesregierung auf, 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß das 
Land Nordrhein-Westfalen bei seinen Leistungen 
für Kohlelasten, insbesondere bei der Kokskoh-
lenbeihilfe, entlastet wird. 

13. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 11 a Abs. 3 a — neu —, 
Abs. 4) 

Artikel 1 Nr. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Nach § 11 a Abs. 3 wird folgender Absatz 3 a 
— neu — eingefügt: 

„(3 a) Wenn die nach § 7 Abs. 1 und 2 ermit

-

telten Steuereinnahmen eines ausgleichsbe-
rechtigten Landes, die Einnahmen aus der 
bergrechtlichen Förderabgabe sowie die nach 
§ 10 Abs. 1 ermittelten Ausgleichszuweisun-
gen je Einwohner zuzüglich der nach Absatz 3 
erfolgten Auffüllung unter 96 v. H. der durch-
schnittlichen Steuereinnahmen der Länder 
und der Einnahmen aus der bergrechtlichen 
Förderabgabe liegen, so erhält dieses Land als 
Vorabbetrag eine Zuweisung in Höhe dieses 
Fehlbetrages aus dem Gesamtbetrag der Zu-
weisungen nach Absatz 1." 

Begründung 

Durch die in § 10 Abs. 3 Satz 1 vorgeschrie-
bene Auffüllung wird bewirkt, daß Verände-
rungen in der Reihenfolge der ausgleichsbe-
rechtigten Länder hinsichtlich ihrer Einnah-
men, die sich nach Durchführung des Aus-
gleichs gemäß § 10 Abs. 1 ergeben würden, 
zwar nicht ausgeschlossen werden, aber eine 
zu starke Auseinanderentwicklung doch ver-
hindert wird. Der Gesetzgeber hat mit dieser 

Regelung zum Ausdruck gebracht, daß bei der 
Berechnung der Ausgleichsleistungen nicht 
nur auf die gemäß § 7 Abs. 1 und 2 festgesetz-
ten Länder- und (modifizierten) Gemeindeein-
nahmen, sondern daneben auch auf die tat-
sächlichen Einnahmen als selbständiges Be-
rechnungskriterium abzustellen ist. 

Der Gesetzentwurf sieht eine Verteilung der 
Ergänzungszuweisungen nach Maßgabe der 
Finanzkraftschwäche vor, die sich nach der 
Gewährung der Ausgleichsleistungen der Län-
der noch ergibt. Da sich der Gesetzentwurf in 
§ 10 an bestimmte Kriterien zur Definition der 
Finanzkraft gebunden hat, müssen diese Krite-
rien sowohl bei der Verteilung der Ergän-
zungszuweisungen des Bundes wie bei der 
Festsetzung der Ausgleichszahlungen der 
Länder angewandt werden. 

Dies bedeutet, daß gleichermaßen dem Fi-
nanzkraftbegriff in der Abgrenzung des § 10 
Abs. 1 wie auch dem Finanzkraftbegriff in der 
Abgrenzung des § 10 Abs. 3 Rechnung zu tra-
gen ist. Die Nichtberücksichtigung der Krite-
rien des § 10 Abs. 3 bei der Verteilung der Er-
gänzungszuweisungen ist nicht folgerichtig 
und deshalb auch verfassungsrechtlich nicht 
haltbar. Eine Verteilung der Ergänzungszu-
weisungen unter Berücksichtigung der in § 10 
Abs. 3 enthaltenen Kriterien hat in der Weise 
zu geschehen, daß der in § 10 Abs. 3 Satz 1 
bezeichnete Sockelbetrag weiter erhöht wird. 
Unter Berücksichtigung der Finanzkraftver-
hältnisse, die sich gegenwärtig mittelfristig ab-
zeichnen, und dem zur Verfügung stehenden 
Aufkommen an Bundesergänzungszuweisun-
gen stellt eine Anhebung auf 96 v. H. einen 
Schritt zur ergänzenden Deckung des allge-
meinen Finanzbedarfs finanzschwacher Län-
der dar. 

b) In § 11 a Abs. 4 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Die nach Absatz 3 a gewährten Beträge wer-
den den Finanzkraftmeßzahlen zugesetzt." 

Begründung 

Folgeänderung zu Buchstabe a. 

14. Zu Artikel 1 Nr. 9 — neu (§ 12) 
In Artikel 1 wird nach Nummer 8 — neu — fol-
gende Nummer 9 — neu — eingefügt: 

„9. § 12 wird wie folgt gefaßt: 

,§ 12 
Feststellung der Ausgleichszahlungen 

Der Bundesminister der Finanzen stellt 
nach Ablauf des Ausgleichsjahres die endgül-
tige Höhe der Länderanteile an der Umsatz-
steuer nach § 2, die endgültige Höhe der Aus-
gleichszuweisungen und der Ausgleichsbei-
träge nach § 10 und die endgültige Höhe der 
Anteile der Länder an den Ergänzungszuwei-
sungen des Bundes nach § 11 a durch Rechts-
verordnung fest, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf.' " 
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Begründung 

Ebenso wie für die Feststellung der Länderan-
teile an der Umsatzsteuer und der Leistungen 
im Länderfinanzausgleich ist nach Ablauf des 
Ausgleichsjahres die endgültige Höhe der 
Anteile der Länder an den Bundesergän-
zungszuweisungen durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates zu bestim-
men. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Ziffer 1 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Den Anknüpfungspunkt für den Vorschlag der Bun

-

desregierung bildet die bisherige Regelung, die 
—unter Einbeziehung Emdens — im Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts für verfassungsrechtlich zu-
lässig erkannt ist, wobei die Höhe der gesetzlich fest-
gelegten Abgeltungsbeträge unbeanstandet geblie-
ben ist. Deshalb ist auf dieser Grundlage eine pau-
schalierende Erhöhung vorgesehen, die sich in das 
Gesamtergebnis des Zweiten Abschnitts des Finanz-
ausgleichsgesetzes einfügt und für die nach dem Ur-
teil keine volumensmäßige Vorgabe besteht. 

Der Gegenvorschlag des Bundesrates enthält eben-
falls eine pauschalierende Regelung, indem ein Ab-
schlag von 50 v. H. auf die durchschnittlichen Auf-
wendungen einer Referenzperiode vorgenommen 
wird, mit dem 

— der Eigen-Quote der Stadtstaaten 

— den Unsicherheiten in der haushaltsmäßigen Ab-
grenzung der Hafenlasten 

Rechnung getragen werden soll. Diese Betrachtungs-
weise und die daraus gezogenen Folgerungen des 
Bundesrates werden schon von den Annahmen her 
von den Stadtstaaten nicht anerkannt und führen da-
mit ebenfalls nicht zu einer diese zufriedenstellenden 
Regelung. 

Zu Ziffer 2 

Die Bundesregierung hat die vom Bundesrat ge-
wünschte Prüfung eingeleitet. Folgerungen können 
ggf. im weiteren Gesetzgebungsverfahren gezogen 
werden. 

Zu Ziffer 3 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Eine stärkere Berücksichtigung der Gemeindesteuern 
fördert nach Auffassung der Bundesregierung eine 
ausgewogene Regelung des Länderfinanzausgleichs. 
Nach dem Urteil des BVerfG und vor dem Hinter-
grund der Entstehungsgeschichte der Vorschrift ist 
nicht erkennbar, daß die mit der Regierungsvorlage 
vorgeschlagene begrenzte Anhebung der Berücksich-
tigungsrate unzulässig ist. Vielmehr spricht das hün-
dische Prinzip für eine gewisse Intensivierung des 
Länderfinanzausgleichs über diesen Weg zur Verbes-
serung der Position insbesondere der Länder Nieder-
sachsen, Saarland und Schleswig-Holstein. 

In der Frage der Einbeziehung der Gemeindesteuern 
bestehen gravierende Auffassungsunterschiede zwi

-

schen den Ländern. Die in der Stellungnahme des 
Bundesrates mehrheitlich zum Ausdruck gebrachten 
Bedenken greifen jedoch gegenüber dem maßvollen 
Änderungsvorschlag der Regierungsvorlage nicht 
durch. 

Nach Artikel 107 Abs. 2 Satz 1 GG sind beim Aus-
gleich der Finanzkraft der Länder die Finanzkraft und 
der Finanzbedarf der Gemeinden zu berücksichtigen. 
Die Finanzkraft wird dabei nur aus dem Aufkommen 
an Realsteuern und dem Einkommensteueranteil der 
Gemeinden errechnet. Der Anteil dieser Steuerarten 
an den Gesamteinnahmen der Gemeinden lag 1986 
zwischen 29,7 und 33,7 v. H. — je nach Betrachtungs-
weise mit oder ohne Krankenhausbereich. Diese Ge-
meindesteuern fanden bisher mit 50 v. H. ihres Auf-
kommens Eingang in die Bemessungsgrundlagen des 
Länderfinanzausgleichs, wobei eine zusätzliche Be-
darfsberücksichtigung über die Hebesätze für die Re-
alsteuern nach § 8 Abs. 2 und über die Einwohnerge-
wichtung nach § 9 Abs. 3 erfolgt. Die vorgeschlagene 
begrenzte Anhebung der Berücksichtigungsrate ist 
nach Meinung der Bundesregierung sowohl vor dem 
Hintergrund der Entstehungsgeschichte der Vor-
schrift als auch nach dem Urteil des BVerfG zuläs-
sig. 

Der Einwand des Bundesrates, daß eine 60 %ige Be-
rücksichtigung der genannten Gemeindesteuern im 
Rahmen des Länderfinanzausgleichs zu einer Nivel-
lierung der Steuerkraft der Gemeinden im Bundesge-
biet führen würde, kann nicht anerkannt werden, da 
die Finanzausstattung der Gemeinden selbst unbe-
rührt bleibt. 

Eine unmittelbare Einflußmöglichkeit der Gemeinden 
auf den Länderfinanzausgleich über ihre Hebesatzpo-
litik ist — unabhängig von der Höhe der Berücksich-
tigung der Gemeindesteuern im Länderfinanzaus-
gleich — durch die Normierung der Hebesätze in § 8 
Abs. 2 ausgeschlossen. Soweit es Wechselbeziehun-
gen zwischen der Höhe des Realsteueraufkommens 
und dem Umfang des Länderfinanzausgleichs gibt, 
sind sie systemimmanent. Sie werden nicht durch die 
Regierungsvorlage veranlaßt. 

Die Bundesregierung teilt auch nicht die Auffassung, 
daß bereits jetzt im Länderfinanzausgleich durch die 
der Länderdisposition unterliegenden sog. derivati-
ven Einnahmen der Gemeinden (kommunaler Steuer-
verbund) ein Anrechnungssatz der kommunalen 
Finanzkraft von 60-70 % erreicht wird. Es handelt 
sich insoweit um Ländermittel, die die Länder ihren 
Gemeinden aus ihrer Verantwortlichkeit zuweisen. 

Aus diesen Gründen werden die verfassungsrechtli-
chen Bedenken des Bundesrates gegen die Regie-
rungsvorlage nicht geteilt. 
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Zu Ziffern 4 und 5 

Die Bundesregierung hat die vom Bundesrat ge-
wünschte Prüfung eingeleitet. Folgerungen können 
ggf. im weiteren Gesetzgebungsverfahren gezogen 
werden. 

Zu Ziffer 6 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Auf die Gesetzesbegründung wird verwiesen. Die 
Bundesergänzungszuweisungen sind im Zeitraum 
1970 bis 1986 im Verhältnis zum Länderfinanzaus-
gleich weit überproportional angestiegen. Sie weisen 
mit dem für 1987 ausgewiesenen Festbetrag ein be-
trächtliches Ausmaß auf, mit dem der Bund seiner 
gesamtstaatlichen Verantwortung entspricht. Die Ent-
wicklung des Umsatzsteueraufkommens kann im üb-
rigen keine verbindliche Bestimmungsgröße eines an-
gemessenen Finanzausgleichs im Sinne von Arti-
kel 107 Abs. 2 Satz 1 GG sein. 

Die ergänzenden Leistungen des Bundes im Rahmen 
des Finanzausgleichs sind zu sehen vor dem Hinter-
grund eines rückläufigen Anteils des Bundes am Ge-
samtsteueraufkommen und wachsender Verpflich-
tungen gegenüber der EG. 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
kommt den Bundesergänzungszuweisungen eine 
subsidiäre Rolle auch im Verhältnis zu sonstigen Bun-
desleistungen zu, mit denen im Rahmen der Verf as

-

sung  eine Mitfinanzierung von Länderaufgaben er-
folgt (Artikel 91 a, 91 b und 104 a Abs. 4 GG). 

Zu Ziffer 7 

Der Bitte des Bundesrates kann nicht entsprochen 
werden. 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat 
der Nachteilsausgleich bei der Neufestsetzung der 
Bundesergänzungszuweisungen zu erfolgen. Damit 
ist ein enger zeitlicher und sachlicher Zusammenhang 
zur Neureglung der Ergänzungszuweisungen herge-
stellt. Diese Neuregelung beinhaltet nach den Vorga-
ben des Urteils die Schaffung eines neuen verf as-
sungsgerechten Zumessungsmaßstabes für die Bun-
desergänzungszuweisungen, der die Leistungsströme 
zwischen dem Bund und den einzelnen Empfänger-
ländern grundlegend verändert. Die zeitweise Son-
derstellung der Länder Bremen und Nordrhein-West-
falen durch den Nachteilsausgleich ergibt sich aus 
dem Urteil, wobei der Nachteilsausgleich innerhalb 
der Solidargemeinschaft der Länder zu erfolgen hat, 
die damit auch in die Entscheidung über seine ange-
messene Höhe eingebunden ist. 

Zu Ziffer 8 

Während der Bundesrat in der Begründung zu Ziffer 6 
seiner Stellungnahme eine Begrenzung des Gesamt

-

volumens der Bundesergänzungszuweisungen auf 

1,5 v. H. des Umsatzsteueraufkommens für notwen-
dig erachtet, wird mit dieser Entschließung eine Erhö-
hung auf 2 v. H. angestrebt. Der Gesetzgeber muß 
sein Augenmerk auch darauf richten, daß mit einer 
neuen Dauerregelung der Bundesergänzungszuwei-
sungen kein Gesamtvolumen festgelegt wird, das 
u. U. bereits in mittelfristiger Sicht das Volumen des 
Länderfinanzausgleichs übersteigt und das verfas-
sungsrechtlich zulässige Maß überschreitet. 

Im übrigen sind mit der Entschließung, soweit sie auf 
den Zeitraum ab 1988 zielt, vielfältige Fragen aufge-
worfen, die im Zusammenhang mit der gesamten Ver-
teilungsproblematik zwischen Bund und Ländern und 
nicht im Rahmen dieses Gesetzes isoliert zu sehen 
sind. 

Durch Artikel 106 Abs. 3 GG ist allerdings ausge-
schlossen, daß die Bundesergänzungszuweisungen 
ganz oder zu Teilen bei anderen Verteilungsregelun-
gen unberücksichtigt bleiben. Die Bundesergän-
zungszuweisungen stellen nach Artikel 107 Abs. 2 
Satz 3 GG allgemeine Haushaltsdeckungsmittel für 
die Länder dar und zählen damit zu deren laufenden 
Einnahmen, die im Rahmen der Deckungsquotenbe-
rechnung anzusetzen sind. 

Zu Ziffer 9 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Der Vorschlag des Bundesrates geht zunächst dahin, 
auf Ansätze für Kosten politischer Führung allgemein 
zu verzichten. Dem kann nicht gefolgt werden. Die 
überproportionale Belastung kleiner Länder mit Ko-
sten politischer Führung ist ein Sondertatbestand, der 
im Urteil des Bundesverfassungsgerichts herausge-
stellt ist. Das Bundesverfassungsgericht hatte hierzu 
in einem der mündlichen Verhandlung vorausge-
schickten Fragenkatalog ausdrücklich Zahlenanga-
ben von den Verfahrensbeteiligten erbeten, die die 
unterschiedliche rela tive Belastung der Länder deut-
lich erkennen ließen. Die Bundesregierung hält des-
wegen die vorgeschlagenen Vorabbeträge an die 
Länder Bremen, Saarl and und Schleswig-Holstein für 
diesen klar abgrenzbaren Sondertatbestand unverän-
dert für sachgerecht und vom Ergebnis her geboten. 

Nicht gefolgt werden kann dem Vorschlag des Bun-
desrates, für die Berücksichtigung von Haushaltsnot-
lagen im Rahmen der Bundesergänzungszuweisun-
gen eine gesetzliche Anspruchsgrundlage zu schaffen 
und hierfür einen betragsmäßig bestimmten Sonder-
fonds zu bilden. Dagegen bestehen nach Auffassung 
der Bundesregierung schwerwiegende verfassungs-
rechtliche Bedenken. 

Das Bundesverfassungsgericht hat ausdrücklich her-
vorgehoben, daß Bundesergänzungszuweisungen 
nicht dazu dienen, finanziellen Schwächen abzuhel-
fen, die eine unmittelbare und voraussehbare Folge 
von politischen Entscheidungen bilden, die von einem 
Land in Wahrnehmung seiner Aufgaben selbst getrof-
fen werden. Eigenständigkeit und politische Autono-
mie bringen es mit sich, daß die Länder für die haus-
haltspolitischen Folgen solcher Entscheidungen ein-
zustehen haben. Ausnahmen hiervon läßt das Urteil 
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nur unter der engen Voraussetzung zu, daß „die 
Haushaltssituation eines Landes gerade eine Unter-
stützung im Wege der Ergänzungszuweisungen un-
abweislich fordert und Abhilfe auf andere Weise (Ar-
tikel 104 a Abs. 4 GG) nicht zu verwirklichen ist". 
Hierin liegt zugleich eine deutliche instrumentelle 
Einschränkung des Einsatzes von Bundesergänzungs-
zuweisungen. 

Die automatische Zubilligung eines Vorabbetrags we-
gen Haushaltsnotlage ist mit dieser Verfassungs-
rechtsprechung unvereinbar. Damit entfiele die zu je-
dem Einzelfall erforderliche Prüfung der Zulässigkeit 
und Notwendigkeit einer solchen Hilfe. 

Die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen könn-
ten auch nicht nur auf einen — zudem autonom beein-
flußbaren — Indikator, die Zins-/Steuerquote, be-
schränkt werden, wie der Bundesrat vorschlägt. 
Schließlich entspräche es nicht dem Urteil, in eine 
Dauerregelung einen festen Betrag für Ausnahmere-
gelungen aufzunehmen, der dann nach ungesicher-
ten Maßstäben einer unbes timmten Zahl von An-
spruchsberechtigten zugute käme. 

Die Gründe, die eine Haushaltshilfe an Bremen im 
Rahmen der vorgeschlagenen Neuregelung nicht ge-
boten erscheinen lassen, sind in der Begründung der 
Regierungsvorlage dargetan. 

Zu Ziffer 10 

Auf die Gegenäußerung zu Ziffer 9 der Stellung-
nahme des Bundesrates wird verwiesen. Die Bildung 
betragsmäßig oder quotal festgelegter Sonderfonds 
für Ausnahmeregelungen im Gesetz ist nicht sachge-
recht. 

Zu Ziffer 11 

Der Ergänzungsvorschlag wird nicht übernommen. 

Eine Haushaltshilfe im Rahmen der Bundesergän-
zungszuweisungen kann nach Auffassung der Bun-
desregierung als Ausnahmeregelung nur befristet in 
Betracht kommen. Die gesetzliche Festlegung einer 
Überprüfungspflicht zugunsten konkret genannter 
einzelner Länder würde u. a. die Gefahr einer Vorent-
scheidung darüber bedeuten, daß diese Sondermaß-
nahme als Dauerregelung fortzuführen sei und künf-
tig nur noch über die Höhe der Vorabbeträge zu ent-
scheiden wäre. 

Demgegenüber wird mit der Regierungsvorlage dem 
Urteilserfordernis voll entsprochen. Über eine eventu-
elle Fortsetzung der Haushaltshilfe kann allenfalls 
nach einem gewissen Zeitablauf anhand der tatsäch-
lichen Entwicklung unter Berücksichtigung des fi-
nanzpolitischen Umfeldes befunden werden. Diese 
Möglichkeit schließt die Regierungsvorlage nicht 
aus. 

Zu Ziffer 12 

Der Entschließung wird widersprochen. 

Die Aufgaben- und Lastenteilung zwischen dem Bund 
und Nordrhein-Westfalen in der Kohlepolitik ist kein 

Gegenstand des Finanzausgleichs. Ohne die Mitfi-
nanzierung durch Nordrhein-Westfalen im bisher ver-
einbarten Umfang wird die Kohlevorrangpolitik ernst-
haft gefährdet. 

Zu Ziffer 13 

Der Ergänzungsvorschlag ist im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen. 

Es wäre nach Auffassung der Bundesregierung aus-
gleichssystematisch und verfassungspolitisch proble-
matisch, die im Länderfinanzausgleich bestehende 
Auffüllgarantie von 95 v. H. (§ 10 Abs. 3) durch Bun-
desergänzungszuweisungen zu erhöhen. 

Zu Ziffer 14 

Der Vorschlag wird nicht in der vom Bundesrat ange-
regten Fassung, aber in Form einer Ergänzung zu 
§ 11 a Abs. 4 der Regierungsvorlage aufgegriffen. 

a) Für eine Schlußabrechnung der Bundesergän-
zungszuweisungen nach Ablauf des Jahres der 
Leistung besteht nach der Konzeption der Regie-
rungsvorlage weder eine Notwendigkeit noch 
könnte hierfür die Verordnung nach § 12 einen 
geeigneten Anknüpfungspunkt bilden, da der 
Vollzug der beiden Ausgleichsstufen wesentliche 
Unterschiede aufweist. 

Die nach § 11 a Abs. 4 vorgesehene Referenzpe-
riode bildet mit den Ist-Ergebnissen der jeweils 
letzten beiden Vorjahre eine sichere, unbezweifel-
bare und abschließende Grundlage für die Gewäh-
rung der Bundesergänzungszuweisungen, die zu-
gleich den vom Urteil geforderten Anpassungsme-
chanismus gewährleistet. Die Ist-Ergebnisse der 
Referenzjahre sind allen Beteiligten vor der Lei-
stung der ersten Quartalsrate an Bundesergän-
zungszuweisungen am 15. März bekannt, so daß 
für die Empfängerländer Planungssicherheit gege-
ben ist. Die Einzelberechnungen der Referenzpe-
riode für das Jahr 1987 sind den Ländern zugäng-
lich gemacht worden. 

b) Bei den Beratungen des Bundesrates sind von eini-
gen Ländern Auslegungsprobleme zu § 11 a Abs. 4 
Satz 5 gesehen worden, mit welchen Beträgen die 
Förderabgaben in der Übergangszeit bei Umrech-
nung der Referenzjahre 1985 und 1986 auf die 
neue Rechtslage in die Bemessungsgrundlagen der 
Finanzkraftbestimmung eingehen. 

Nach dem Urteil wird die Volleinbeziehung der 
Förderabgabe erst mit Wirkung ab 1. Januar 1987 
zur Pflicht. Die Regierungsvorlage geht deswegen 
davon aus, daß für die Finanzkraftberechnung in 
den Referenzjahren 1985 und 1986 die Förderab-
gaben mit den Schätzwerten für 1987 und nicht mit 
den (höheren) Ist-Einnahmen der Jahre 1985 und 
1986 in Ansatz kommen. Dies ist in der Übergangs-
situation vom bisherigen auf das neue Recht nach 
den Vorgaben des Urteils sachgerecht. 
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Um Zweifel in dieser Frage auszuschließen, wird 
folgende klarstellende Gesetzesergänzung zu 
§ 11 a Abs. 4 der Regierungsvorlage durch Anfü-
gung eines neuen 2. Halbsatzes an den bisherigen 
Satz 5 vorgeschlagen: 

,,...; dabei werden die Einnahmen aus der berg-
rechtlichen Förderabgabe für diese Jahre jeweils 
mit den Haushaltsansätzen der Länderhaushalte 
des Jahres 1987 nach dem Stand von Mai 1987 
berücksichtigt. " 

(Die Förderabgaben werden nur von den Förder-
ländern selbst geschätzt und sind nicht Gegen-
stand der institutionalisierten Steuerschätzung.) 

Ergänzender Vorschlag der Bundesregierung 
zur Gesetzesbezeichnung 

Aus Vereinfachungsgründen wird vorgeschlagen, der 
Gesetzesbezeichnung „Gesetz über den Finanzaus-
gleich zwischen Bund und Ländern" in der Ober-
schrift als amtliche Kurzbezeichnung den Klammer-
zusatz „(Finanzausgleichsgesetz)" anzufügen. 

 


